
Kirchliches Arbeitsgericht 

 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 

in Mainz 
 

     Verkündet laut Protokoll am 20.03.2014 

 

Aktenzeichen: KAG Mainz M 26/13 Mz 

 

U R T E I L 
 

In der Rechtsstreitigkeit mit den Beteiligten 
 
1.  CV 

          -Kläger- 
 
2.  MAV 

          -Beklagte- 
 
 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz auf die mündliche Verhandlung 

vom 20.03.2014 durch den Richter S. als Vorsitzenden und die beisitzen-

den Richter Sch. und P. für Recht erkannt: 

 
 
1. Die mit Schreiben vom 09.08.2012 verweigerte Zustimmung zur Ein-

gruppierung der Mitarbeiterin L. in die Vergütungsgruppe S 11, Ent-

geltstufe 3 der Anlage 33 der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-

richtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) wird ersetzt. 

2. Die Revision gegen dieses Urteil wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand 

 

Die Parteien streiten vorliegend im Rahmen des von dem Dienstgeber 

eingeleiteten Zustimmungsersetzungsverfahrens um die von der Mitarbei-

tervertretung verweigerte Zustimmung zur Eingruppierung der neu einge-

stellten Sozialpädagogin L.. 
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Der Kläger hat Frau L. ab dem 15.08.2012 als Sozialpädagogin in dem 

Projekt Schule und Beruf (SchuB) mit 50% einer Vollzeitkraft eingesetzt. 

Frau L. studierte zunächst drei Jahre Romanistik und Anglistik und absol-

vierte sodann einen Abschluss in sozialer Arbeit mit dem Schwerpunkt 

Kinder. Mit Schreiben vom 06.08.2012 beantragte der Kläger bei der Be-

klagten die Zustimmung zur Einstellung und zur Eingruppierung von 

Frau L. in die Vergütungsgruppe S 11. Während die Beklagte die Zustim-

mung zur Einstellung erteilt hat, hat sie der beabsichtigten Eingruppierung 

widersprochen mit der Begründung, Frau L. sei in der Vergütungsgruppe 

S 12 Ziffer 1 einzugruppieren, da die von ihr zu verrichtenden Tätigkeiten 

erhebliche Bedeutung für die Lebensqualität und den Lebenslauf der 

Hauptschüler/innen habe. 

 

Bei den SchuB-Klassen handelt es sich um eine hessische Sonderrege-

lung für Schülerinnen und Schüler aus Hauptschulen, die ohne besondere 

Förderung den Hauptschulabschluss oftmals nicht schaffen würden. Nach 

den Informationen des Hessischen Kultusministeriums werden in den 

SchuB-Klassen solche Schüler unterrichtet, die in der Regel wenig an 

schulischen Inhalten interessiert sind, unter den gegenwärtigen Bedingun-

gen in der Regelklasse kaum in der Lage sind, den Hauptschulabschluss 

zu erreichen, durch positive Praxiserfahrungen in der Berufswelt motivier-

bar und sich der Bedeutung beruflicher Schlüsselqualifikationen noch nicht 

bewusst sind. In der Regel werden in den SchuB-Klassen nicht nur Schü-

ler unterrichtet, die mit Lernschwierigkeiten zu kämpfen haben. Deren 

Probleme sind vielschichtiger und durchgreifender, so dass der Haupt-

schulabschluss stark gefährdet ist. Vgl. hierzu im Einzelnen den Erlass 

des Hessischen Kultusministeriums vom 02.11.2004 - IIA2.1 -170.000.063 

(Blatt 65-69 der Akte). 

 

Die Aufgabe der individuellen Betreuung von Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern an den SchuB-Klassen ist zwischen den Lehrerinnen und Leh-

rern auf der einen Seite und der Sozialpädagogin L. auf der anderen Seite 

aufgeteilt. Im Rahmen der Teamarbeit hat die Sozialpädagogin folgende 

Aufgaben zu erfüllen:  
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- „aktive Teilnahme am Aufnahmeverfahren“ 

- Planung und Durchführung der Praxisreflektion 

- Planung von Projekten (z.B. Bewerbungs-, Kommunikations- oder 

Konflikttraining, Projektprüfungen) 

- Entwicklung von Präventivmaßnahmen und Interventionsstrategien 

bei Konflikten 

- Führen von Einzel- und Konfliktgesprächen 

- Gezielte Beobachtung der Schülerinnen und Schüler 

- Unterstützung einzelner Schülerinnen und Schüler im Unterricht 

- Erstellen und Fortschreiben der individuellen Förderpläne 

- Einzelförderung 

- Geschlechter- und kulturgerechte Gestaltung der Berufsorientierung  

- Elternarbeit und Förderung der Zusammenarbeit zwischen Eltern-

haus und Schule 

- Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit, den Jugendämtern und 

sonstigen Beratungsstellen sowie den beruflichen Schulen“. 

 

Die Haupttätigkeit von Frau L. bewegt sich insbesondere im Teil der be-

trieblichen Ausbildung. Hier führt sie Gespräche mit den Praktikumsstel-

len, hat die Auswertung des Verlaufs und Unterstützung der Schüler bei 

Schwierigkeiten im Praktikum vorzunehmen, solche Praktikumsplätze zu 

suchen und bei Auffälligkeiten klärend einzugreifen. Sie leitet auch sozial-

pädagogische Unterrichtseinheiten, z.B. Sozialkompetenztraining und Be-

werbungstraining. Des Weiteren erstellt sie für jeden Schüler einen indivi-

duellen Förderplan und schreibt diesen fort. Sie plant und führt Exkursio-

nen und erlebnis- und freizeitpädagogische Maßnahmen mit den Schüle-

rinnen und Schülern durch. Auch in die Elternarbeit ist sie involviert.  

 

Nach Versagung der Zustimmung der MAV zur beabsichtigten Eingruppie-

rung in die Entgeltstufe S 11 haben die Parteien nach ihren übereinstim-

menden Behauptungen eine ordnungsgemäße Einigungsverhandlung 

durchgeführt, bei der die Beklagte bei Ihrer Rechtsauffassung verblieben 

ist. Nach der Erfolglosigkeit des Einigungsgesprächs begehrt der Kläger 
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vorliegend, die versagte Zustimmung der MAV zur Eingruppierung der So-

zialpädagogin L. zu ersetzen. 

 

Nach Auffassung des Klägers erfüllten die von der Mitarbeiterin L. zu ver-

richtenden Tätigkeiten nicht das qualifizierte Merkmal einer „schwierigen 

Tätigkeit“ im Sinne der Vergütungsgruppe S 12 Nr. 1 Anlage 33 - An-

hang B. Die von Frau L. im Rahmen des SchuB-Projekts geleisteten sozi-

alpädagogischen Aufgaben seien weder in der Anmerkung 11 dieser An-

lage aufgeführt, noch seien sie von der Aufgabenstellung her mit den dort 

genannten qualifizierten Tätigkeitsbeispielen vergleichbar.  

 

Der Kläger beantragt, 

die mit Schreiben vom 09.08.2012 verweigerte Zustimmung 

zur Eingruppierung der Mitarbeiterin L. in die Vergütungs-

gruppe S 11, Entgeltstufe 3 der Anlage 33 der Richtlinien für 

Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritas-

verbandes (AVR) zu ersetzen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

  die Klage abzuweisen. 

 

Nach ihrer Auffassung sei die Sozialpädagogin L. in einem besonders be-

deutungsvollen SchuB-Projekt eingesetzt. Die Schülerinnen und Schüler 

der SchuB-Klassen bedürften einer intensiven, auf den jeweiligen Einzel-

fall speziell zugeschnittenen Betreuung, um einen erfolgreichen Haupt-

schulabschluss doch noch erzielen zu können. Die vorliegende Zielgrup-

pe, die SchuB-Klassenbesucher, wiesen Parallelen zu der Zielgruppe auf, 

die den Aufgabenstellungen der Sozialarbeiterin aus der Entscheidung 

des KAG-Rottenburg – Stuttgart vom 20.01.2012 – AS 19/11 zu Grunde 

gelegen haben. Die dortige Mitarbeiterin sei als Bildungsbegleiterin tätig 

gewesen für Jugendliche, die einer besonderen Förderung bedürften, um 

eine Ausbildung absolvieren zu können. Zu Recht habe daher das vorge-

nannte Arbeitsgericht die Voraussetzungen der Entgeltgruppe S 12 bejaht. 

Diese qualifizierten Tätigkeitsmerkmale lägen auch vorliegend vor. 
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Zur näheren Darstellung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der von den Parteien zur Gerichtsakte gereichten Schriftsätze nebst Anla-

gen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung vor dem Katholischen 

Arbeitsgericht waren, Bezug genommen. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Klage ist zulässig und begründet.  

 

Im Streitfalle geht es um eine Rechtsstreitigkeit aus der Ordnung für Mit-

arbeitervertretungen im Bistum Mainz (MAVO) im Sinne von § 35 Abs. 1 

Nr. 1 i. V. m. § 33 MAVO Mainz. Danach bedarf der Dienstgeber der Zu-

stimmung der Mitarbeitervertretung u. a. in Fällen der Eingruppierung von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Verweigert die Mitarbeitervertretung 

- wie im vorliegenden Fall - ihre Zustimmung zur beabsichtigten Eingrup-

pierung, dann kann der Dienstgeber die versagte Zustimmung durch das 

Kirchliche Arbeitsgericht nach § 33 Abs. 4 MAVO Mainz ersetzen lassen. 

Prozessual geht es dann um die Abgabe einer Willenserklärung im Sinne 

von § 54 KAGO, indem das Gericht die verweigerte Zustimmung ersetzen 

soll. 

Die Mitarbeitervertretung hat vorliegend aus tauglichen Gründen im Sinne 

von § 35 Abs. 2 Nr. 1 MAVO die Zustimmung verweigert. Sie hat geltend 

gemacht, die beabsichtigte Eingruppierung der Mitarbeiterin L. in die Ent-

geltgruppe S 11 sei nicht normgerecht, weil die von ihr zu verrichtenden 

Tätigkeiten die qualifizierten Merkmale der Entgeltgruppe S 12 erfüllten. 

Damit gilt die Zustimmung nicht nach Zeitablauf als erteilt. 

 

Die von der beklagten MAV verweigerte Zustimmung zur beabsichtigten 

Eingruppierung der Mitarbeiterin L. ist jedoch zu ersetzen, da die Zustim-

mungsverweigerung im vorliegenden Verfahren nicht berechtigt war.  

Nach der Nr. I der Anlage 1 der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-

richtungen des Deutschen Caritasverbandes (im Folgenden: AVR) richtet 
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sich die Eingruppierung eines Mitarbeiters nach den Tätigkeitsmerkmalen 

der in Nr. (a) genannten Anlagen. Dabei ist der Mitarbeiter nach Nr. (b) 

dieser Bestimmung in die Vergütungsgruppe eingruppiert, deren Tätig-

keitsmerkmale der gesamten von ihm nicht nur vorübergehend auszu-

übenden Tätigkeit entsprechen. Die gesamte auszuübende Tätigkeit ent-

spricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Vergütungsgruppe, wenn zeitlich 

mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen 

die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeits-

merkmale dieser Vergütungsgruppe erfüllen. Die Eingruppierung für Mitar-

beiter im Sozial- und Erziehungsdienst richtet sich nach der Anlage 33 - 

Anhang B. Danach sind – soweit im vorliegenden Fall interessierend – 

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung und ent-

sprechender Tätigkeit in die Entgeltgruppe S 11 eingruppiert. Diese allge-

meinen Tätigkeitsmerkmale sind ebenfalls in der Entgeltgruppe S 12 ein-

gruppierungsrelevant, allerdings ist dort zusätzlich noch das qualifizierte 

Merkmal erforderlich, dass die genannte Personengruppe „schwierige Tä-

tigkeiten“ zu verrichten hat. Allein durch dieses Qualifizierungsmerkmal 

unterscheiden sich die Entgeltgruppen S 11 und S 12. Der Normgeber hat 

in der Anmerkung 11 der Entgeltgruppe S 12 beispielhaft konkrete Tätig-

keitsbeispiele angeführt, in welchen Fällen ein Sozialpädagoge schwierige 

sozialpädagogische Tätigkeiten zu verrichten hat. Demnach sind schwieri-

ge Tätigkeiten z. B. die  

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 

b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen, 

c) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende Fürsorge 

für ehemalige Heimbewohner, 

d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge 

für ehemalige Strafgefangene, 

e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter mindestens der Ent-

geltgruppe S 9, 

f) schwierige Fachberatung, 

g) schwierige fachlich koordinierende Tätigkeit, 
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h) Tätigkeit in gruppenergänzenden Diensten oder als Leiter einer Grup-

pe in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdeten-

hilfe oder eine dementsprechende eigenverantwortliche Tätigkeit. 

 

Ein Einsatz als Sozialpädagogin in dem Hessischen SchuB-Klassen-

Projekt ist in den konkret genannten Tätigkeitsbeispielen nicht enthalten. 

Damit hängt die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab, ob mindestens 

die Hälfte der die gesamte Arbeitszeit der Frau L. auszufüllenden Arbeits-

vorgänge schwierige sozialpädagogische Tätigkeiten darstellen. Nach der 

ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist der Arbeitsvor-

gang definiert als eine unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkei-

ten bei Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung 

nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und rechtlich selbst-

ständig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem bestimmten Arbeitser-

gebnis führenden Tätigkeiten eines Angestellten (vgl. etwa BAG, NZA 

1996, 657). Frau L. wird als diplomierte Sozialpädagogin in dem Projekt 

Schule und Beruf (SchuB) mit 50 % einer Vollzeitkraft eingesetzt. Dort bil-

det sie zusammen mit den Lehrerinnen und Lehrern ein Team, in dem sie 

die sozialpädagogischen Aufgaben verrichtet. Diese Tätigkeiten bewegen 

sich im allgemeinen Aufgabenbereich einer Sozialpädagogin. Damit erfüllt 

ihre gesamte Tätigkeit im Rahmen ihrer Projektarbeit einen einheitlichen 

Arbeitsvorgang, so dass für die Beurteilung der entscheidungserheblichen 

Rechtsfrage, ob sie einschlägige „schwierige Tätigkeiten“ verrichtet unter 

Berücksichtigung ihrer Gesamttätigkeiten auf den allgemeinen Oberbegriff 

zurückzugreifen ist, wobei dann aber dessen Bestimmung von den Maß-

stäben der Beispielstatbestände aus zu erfolgen hat. Mit den konkreten 

Tätigkeitsbeispielen hat der Normgeber Maß und Richtung für die Ausle-

gung des allgemeinen Begriffs der „schwierigen Tätigkeiten“ vorgegeben 

(vgl. BAG, Urteil vom 10.07.1996 – 4 AZR 139/95, AP BAT §§ 22, 23 So-

zialarbeiter Nr. 29). Die in der Anmerkung 11 bei der Vergütungsgrup-

pe S 12 Nr. 1 angeführten speziellen Tätigkeitsbeispiele enthalten unter-

schiedlich strukturierte Gruppen. In der Gruppe der Buchstaben a) bis d) 

werden die Betreuer vor erhebliche Probleme gestellt, weil die Klientel be-

sonders markante Störungen im Sozialverhalten, wie etwa Defizite im le-
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benspraktischen Bereich und Beziehungsstörungen und Antriebsarmut 

aufweisen. Die dort genannten Personengruppen weisen allgemeine So-

zialisationsdefizite auf (vgl. BAG, Urteil vom 25.10.1995 – 4 AZR 495/94, 

AP BAT §§ 22, 23 Sozialarbeiter Nr. 21). So kann etwa einem Suchtmit-

telabhängigen mit allgemeinen Ratschlägen für die Bewältigung seiner 

Krankheit nicht geholfen werden. HIV-Infizierte und an AIDS erkrankte 

Personen stellen eine besondere Gefahr für die Allgemeinheit dar. Bei den 

Heimbewohnern liegt in der Regel eine besondere Bindungslosigkeit, ein 

hohes Aggressionspotential, Drogenkonsum, einschlägige Erkrankungen 

vor, so dass hier weit gespannte gezielte individuelle Hilfestellungen, die 

eine besondere Breite und Tiefe von Fachkenntnissen voraussetzen, not-

wendig sind. Hinzu kommt, dass die Sozialarbeit in einem abgegrenzten 

Heimbereich deshalb gerade durch das Zusammentreffen von Problemla-

gen bei den einzelnen Bewohnern gekennzeichnet ist (vgl. BAG, 

AP BAT §§ 22, 23 Sozialarbeiter Nr. 20). Die Störungen sind so tiefgehend 

bzw. vielschichtig, dass die Personen gerade in einem Heim untergebracht 

werden müssen. Die begleitende Fürsorge für Strafgefangene und ehema-

lige Strafgefangene trifft einen besonders problembelasteten Personen-

kreis, dem nicht nur Hilfe, sondern weitergehend „Fürsorge“ zuteil werden 

muss. In die Situation der Inhaftierung kamen sie nicht freiwillig, sondern 

staatlicher Zwang beraubte sie ihrer allgemeinen Bewegungsfreiheit. 

Schwierige Tätigkeiten liegen auch vor, wenn sie sich aus der Normaltä-

tigkeit so herausheben, dass im Vergleich zu den einfachen Arbeiten ein 

höherer Aufwand an gedanklicher Arbeit oder andersartige qualifizierte 

Tätigkeiten gefordert sind oder besondere einschlägige sozialpädagogi-

sche Anforderungen an den Verstand oder die Konzentrationsfähigkeit 

gestellt werden (Kirchliches Arbeitsgericht der Diözese Rottenburg – 

Stuttgart vom 20.01.2012 – AS 19/11). Da vorliegend die von der Mitarbei-

terin L. auszuübende Tätigkeit als ein einziger (großer) Arbeitsvorgang zu 

sehen und als solcher zu bewerten ist, ist es ausreichend, wenn ein Her-

aushebungsmerkmal innerhalb des Arbeitsvorgangs in einem rechtlich 

erheblichen Ausmaß vorliegt. 

Auf den genauen zeitlichen Umfang oder gar ein Überwiegen der das 

Heraushebungsmerkmal erfüllenden Tätigkeit kommt es nicht an. Ist ein 
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Heraushebungsmerkmal erforderlich, um schwere sozialpädagogische 

Tätigkeiten bejahen zu können, dann müssen insoweit nicht mindestens 

die Hälfte der Gesamtarbeitszeit des Klägers dieses Merkmal erfüllen 

(BAG, 21.03.2012 – 4 AZR 266/10; BAG 21.08.2013 – 4 AZR 933/11). 

 

Eine wertende Betrachtung der Tätigkeit der Frau L. im Rahmen der von 

ihr zu verrichtenden sozialpädagogischen Tätigkeit im SchuB-Projekt lässt 

nach eingehender Beratung der Kammer nicht den Schluss zu, dass diese 

Tätigkeiten über das allgemeine Maß eines Sozialarbeiters derart hinaus 

gehen, dass die an sie gestellten Anforderungen mit denen der Anmer-

kung  11 unter den Buchstaben a) bis d) genannten konkreten Tätigkeits-

beispielen auf einer Stufe angesiedelt werden können. Die Sozialpädago-

gin L. arbeitet in dem Schub-Projekt zusammen mit Lehrern im Team und 

erfüllt dort die sozialpädagogisch anfallenden Aufgaben. Wenngleich 

Frau L. gelegentlich auch am Unterricht teilnimmt, um spezielle Verhal-

tensauffälligkeiten von Schülern besser erkennen und diese sozialpäda-

gogisch richtig einordnen zu können, so erteilt sie jedoch trotzdem keinen 

Unterricht. Dies ist Aufgabe der dort eingesetzten Lehrer. Sie hat innerhalb 

des projektbezogenen Teams die sozialpädagogisch anfallenden Aufga-

ben zu erfüllen. Zwar ist sie als Mitglied des Teams letztlich auch für den 

Gesamterfolg verantwortlich. So hat sie für jeden Schüler einen individuel-

len Förderplan in sozialpädagogischer Hinsicht zu erstellen. Für die 

Rechtsauffassung der MAV spricht auch, dass es sich vorliegend um ein 

auf zweijährige Dauer ausgerichtetes zusammenhängendes Schulprojekt 

handelt, in dem permanent die Schüler einer planvollen individuellen Hilfe 

und Unterstützung bedürfen. Dass dieses Projekt auch funktioniert, zeigt 

gerade die besonders erfolgreiche Statistik zu diesem Schulprojekt. Zum 

Gelingen trägt als Teil des Ganzen auch die Sozialpädagogin L. bei. Lässt 

man jedoch den positiven Projektverlauf – zumindest was die statistische 

Auswertung angeht – einmal außer Betracht und wendet sich – worauf es 

in erster Linie ankommt – den von der Sozialpädagogin L. dabei zu ver-

richtenden Tätigkeiten näher zu, so war der Klage letztlich stattzugeben. 

Frau L. verrichtet eine spezielle Form von Schulsozialarbeit. Sie hat für die 

einzelnen Schülerinnen und Schüler ein sozialpädagogisches Konzept zu 
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erstellen und ihre Hauptaufgabe besteht in der Anbahnung, Betreuung 

und Abwicklung der betrieblichen Ausbildung der Schülerinnen und Schü-

ler. Eine individuelle gezielte Förderung ist aber keine Besonderheit, son-

dern gehört zur allgemeinen sozialpädagogischen Aufgabenstellung. Aus-

gehend von den Stärken/Schwächen/Neigungen/Fähigkeiten der einzel-

nen Schüler hat sie für diese gezielt Praktikumsplätze zu suchen und die 

betrieblichen Aktivitäten der Schülerinnen und Schüler insoweit begleitend 

zu überwachen, dass sie bei Problemen am Arbeitsplatz helfend/klärend 

eingreift. Da das Schub-Projekt aus einer Kombination von schulischer 

und betrieblicher Ausbildung besteht, ist es selbstverständlich, dass auch 

die Sozialpädagogin an den Elternabenden teilnimmt, um dort den sozial-

pädagogischen Part abdecken zu können. Frau L. führt somit nur eine 

spezielle Teiltätigkeit aus, die zum Gelingen den gesamten Projektes bei-

zutragen hat. Insoweit unterscheidet sich der vorliegende Fall von demje-

nigen, der dem Kirchlichen Arbeitsgericht Rottenburg–Stuttgart im dortigen 

Verfahren AS 19/11 vorgelegen hat. Dort hatte die Sozialarbeiterin für eine 

große Anzahl von teilnehmenden Auszubildenden selbständig Einzelfalldi-

agnosen zu stellen, einzelne Prozesse eigenverantwortlich zu steuern und 

zu koordinieren und hatte sämtliche in diesem Zusammenhang anfallen-

den Zusatzaufgaben zu erledigen. Eine derart breite, spezialisierte und 

eigenständig zugeschnittene Aufgabenstellung liegt nach dem Sachvor-

trag der Parteien im Streitfalle nicht vor. Den auf die teilnehmenden Schü-

lerinnen und Schüler speziell zugeschnittenen und deren spezifischen 

Problemstellungen gerecht werdenden Unterricht haben die Lehrpersonen 

zu erteilen, während Frau L. sich vornehmlich um den beruflichen Part zu 

kümmern hat. Das Erstellen eines individuellen in sozialpädagogischer 

Hinsicht ausgerichteten Förderplans für jeden einzelnen Schüler gehört- 

wie oben ausgeführt- zu den allgemeinen Aufgabenstellungen einer Sozi-

alpädagogin. Da die Parteien für diese spezielle Aufgabenstellung keinen 

weitergehenden konkreten fallbezogenen Sachvortrag geliefert haben, 

müsste das erkennende Gericht letztlich mit einer Vielzahl von möglicher-

weise vorliegenden, aber nicht näher genannten Unterstellungen arbeiten, 

um die Einreihung in die Entgeltgruppe S 12 bejahen zu können. Allein die 

Eigenheiten des SchuB-Projektes, seine Konzeption, die Durchführung 
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und der Erfolg rechtfertigen jedoch noch nicht die Eingruppierung in die 

Entgeltgruppe S 12.  

 

Nach alledem war der Klage stattzugeben. 

 

Eine Entscheidung über die Kostentragung war entbehrlich, weil vorlie-

gend nicht erkennbar ist, dass ein Kostenausgleich stattzufinden hat. 

 
Die Revision gegen dieses Urteil war nicht zuzulassen, weil die Voraus-

setzungen von § 47 Abs. 2 KAGO nicht erfüllt sind. 

 
Ein Rechtsmittel ist gegen diese Entscheidung nicht gegeben. Auf die 

Möglichkeit der Einlegung einer Nichtzulassungsbeschwerde i. S. v. 

§ 48 KAGO wird hingewiesen. 

 

 

 gez. S. gez. P. Sch. 

 


